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VORSCHLÄGE 

Der Ausschuss für regionale Entwicklung ersucht den federführenden 

Haushaltskontrollausschuss, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu 

übernehmen: 

1. weist darauf hin, dass der Rechnungshof zu dem Schluss gekommen ist, dass der Anteil 

der geprüften Vorgänge, die fehlerfrei sind, im Bereich der Regionalpolitik im Vergleich 

zu 2011 gestiegen ist, während der Anteil derjenigen, die einen oder mehr Fehler 

aufwiesen, zurückgegangen ist, und dass die wahrscheinlichste Fehlerquote für 2012 

6,8 % beträgt (2011 betrug sie 6 %); weist darauf hin, dass Fehler häufig 

verwaltungstechnischer Art sind und nicht zwangsläufig bedeuten, dass Mittel 

verschwunden sind, eingebüßt oder verschwendet wurden oder dass Betrug vorliegt; 

2. betont, dass es große Unterschiede zwischen den einzelnen Fehlerarten gibt und dass 

zwischen schweren Fehlern wie überhöhten oder unzureichenden Zahlungen oder Betrug 

einerseits und geringfügigen Fehlern und Versehen andererseits unterschieden werden 

sollte, da nach Angaben der Mitgliedstaaten im Zeitraum 2007–2013 lediglich 0,42 % der 

Fehler auf Betrug im Zusammenhang mit Programmen des EFRE, des Kohäsionsfonds 

und des ESF zurückzuführen sind;  

3. stellt fest, dass jeder Fehler in einem öffentlichen Vergabeverfahren unabhängig von 

seinem Ausmaß und seiner Schwere dazu führt, dass der Rechnungshof die gesamten 

Ausgaben bei diesem Verfahren als fehlerhaft klassifiziert, selbst wenn kein finanzieller 

Verlust entstanden ist und das Projekt wie geplant ausgeführt wurde; 

4. weist darauf hin, dass die Kommission und der Hof bei der Berechnung der Fehlerquote in 

Bezug auf Vorgänge, bei denen die Kommission Pauschalkorrekturen angewandt hat, 

unterschiedliche Ansätze anwenden, und fordert eine Standardisierung der Methode; 

5. stellt fest, dass sich die kumulativen Finanzkorrekturen, die für Programme des EFRE, des 

Kohäsionsfonds und des ESF im laufenden Programmplanungszeitraum bis Ende 2012 

vorgenommen wurden, auf 0,2 % belaufen; 

6. nimmt zur Kenntnis, dass die Kommission ihre Zahlungen immer häufiger aussetzt oder 

unterbricht, wodurch sichergestellt wird, dass bei der Feststellung von 

Unregelmäßigkeiten systematisch Korrekturmaßnahmen durchgeführt werden; 

7. macht darauf aufmerksam, dass die Kohäsionspolitik in einem zeitlichen Rahmen von 

mehreren Jahren verwaltet wird, und betont, dass sich Unregelmäßigkeiten bei der 

Umsetzung der Maßnahmen erst zum Abschluss des Programmplanungszeitraums 

endgültig bewerten lassen; 

8.  begrüßt die neuen Regelungen für den Programmplanungszeitraum 2014–2020, die im 

Mitentscheidungsverfahren beschlossen wurden und die unter anderem Maßnahmen wie 

die Benennung von Prüf- und Bescheinigungsbehörden, die Akkreditierung von 

Prüfbehörden, Rechnungsprüfung und Rechnungsannahme, finanzielle Berichtigungen 

und Nettoberichtigungen, vom Kofinanzierungsanteil abhängige Kontrollregelungen und 
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Ex-ante-Konditionalitäten vorsehen, die zur weiteren Senkung der Fehlerquote beitragen 

sollen; unterstützt diesbezüglich die immer stärker ergebnisorientierte Ausrichtung und 

die thematische Konzentration der Kohäsionspolitik, die einen hohen Mehrwert der 

kofinanzierten Vorhaben gewährleisten sollten; begrüßt ferner die Definition für 

schwerwiegende Mängel und das erwartete höhere Maß an Korrekturen bei wiederholten 

Mängeln; 

9. begrüßt die aktuelle Mitteilung der Kommission, in der der Ansatz für die Anwendung der 

Nettofinanzkorrekturen in den Bereichen der Agrar- und der Kohäsionspolitik im nächsten 

Programmplanungszeitraum dargelegt wird; sieht dem delegierten Rechtsakt, in dem 

detaillierte Regelungen für die Kriterien zur Bewertung der Funktionsweise der 

Verwaltungs- und Kontrollsysteme, für die Bestimmung der Höhe der anzuwendenden 

Finanzkorrekturen und für die Anwendung von Pauschalkorrekturen festgelegt werden, 

erwartungsvoll entgegen. 
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